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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zu dem Bericht der Bundesregierung über die Art, den Umfang und den 
Erfoig der von ihr oder den Länderregierungen vorgenommenen 
Beanstandungen betreffend die Anwendung des Artikels 119 des 
EWG-Vertrages 
— Drucksache 7/90 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Schiei 


Der Präsident des Deutschen Bundestages hat mit 
Schreiben vom 14. Februar 1973 gemäß § 76 Abs. 2 
der Geschäftsordnung den Bericht der Bundesregie- 
rung über die Art, den Umfang und den Erfolg der 
von ihr oder den Länderregierungen vorgenomme- 
nen Beanstandungen betreffend die Anwendung 
des Artikels 119 des EWG-Vertrages an den Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung zur Beratung 
überwiesen. Die Bundesregierung war mit Beschluß 
vom 8. Dezember 1966 vom Deutschen Bundestag 
beauftragt worden, sich alle zwei Jahre darüber zu 
äußern. 

Der Bericht, der die Probleme der Lohngleichheit 
von Frauen und Männern im Arbeitsleben der Bun- 
desrepublik Deutschland behandelt, wurde vom 
AussdiUß für Arbeit und Sozialordnung in seiner 
3. Sitzung eingehend beraten. Dabei stellte der Aus- 
schuß mit Befriedigung fest, daß die Bundesregie- 
rung und die Länderregierungen von Fortschritten 
bei der Verwirklichung des Grundsatzes der Lohn- 
gleichheit zwischen Männern und Frauen berichten 
konnten. Während im letzten Bericht — Druck- 
sache Wl702 — , nach dem Stand von Dezember 
1970 noch von zwei Tarifverträgen der ledererzeu- 
genden Industrie von Hessen und Bayern die Rede 
war, die besondere Frauenlohngruppen vorsahen, 
sind aus diesen Tarifverträgen inzwischen diese dis- 
kriminierenden Lohnbestimmungsregelungen her- 
ausgenommen worden. 

Der Wegfall der besonderen Frauenlohngruppen 
löst jedoch das Problem der Lohngleichheit zwischen 
Männern und Frauen mehr formal als materiell. 


Das Frauenlohnproblem, soweit es tarifliche Rege- 
lungen angeht, hat sich nach dem behandelten Be- 
richt im wesentlichen auf die Leichtlohngruppen ver- 
lagert. Hierauf wurde auch schon im Bericht des 
Abgeordneten Urbaniak — Drucksache VI/2229 — 
hingewiesen. Tarifliche Leichtlohngruppen werden 
für solche Arbeitnehmer vereinbart, die leichte 
(meist körperlich leichte) Arbeiten verrichten. Die 
Lohnrate ist dementsprechend — an einem auf meist 
körperlichen Kraftverbrauch bezogenen Schwierig- 
keitsgrad bemessen — geringer. Die Gewerkschaf- 
ten sehen in diesen Entlohnungsformen eine Benach- 
teiligung und Unterbewertung der Frauenarbeit. Sie 
weisen zusätzlich darauf hin, daß die Leichtlohn- 
gruppen durch eine abgewandelte Umschreibung aus 
den früheren reinen Frauenlohngruppen entstanden 
seien. Demgegenüber enthalten nach Ansicht der 
Bundesvereinigung der Arbeitgeberverbände die 
Leichtlohngruppen keine Benachteiligung der 
Frauen, da sie sowohl für Männer als auch für 
Frauen gelten. Die Unterscheidung und Bewertung 
der Arbeit nach ihrer Schwere sei eine Abgrenzung 
nach objektiven Kriterien ohne Rücksicht auf das 
Geschledit. 

Tatsächlich weisen die im Bericht Seite 2 dargeleg- 
ten Zahlen, die auf der Lohn- und Gehaltsstruktur- 
erhebung von Oktober 1966 aufbauen, aus, daß 
sowohl Männer als auch Frauen in Leichtlohngrup- 
pen eingestuft sind. Da diese Erhebungen hur alle 
sechs Jahre stattfinden, konnten keine neueren Zah- 
len vorgelegt werden. Im Ausschuß wurde vermu- 
tet, daß bei aktuellerem Zahlenmaterial eventuell 
die Zuordnung männlicher ausländischer Arbeitneh- 
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mer in Leiditlohngruppen die keineswegs geringe 
Zahl der so eingestuften Männer erklären könne. 
Genauen Aufschluß gibt die Tabelle jedoch nicht für 
«den Bereich der chemischen Industrie, da hierbei 
auch die weiblichen und männlichen Beschäftigten 
der Hilfsarbeiterlohngruppen mit körperlich schwe- 
ren Arbeiten erfaßt worden seien. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung teilt 
die Auffassung der Bundesregierung, daß nur die 
Tarifvertragsparteien wirksam und endgültig die 
Problematik der Leichtlohngruppen lösen können. 
Dies folgt aus dem allgemein anerkannten Grund- 
satz der Tarif au tonomie, der wesentlicher Bestand- 
teil der deutschen Arbeitsrechtsordnung ist. Diese 
grundgesetzlich garantierte Freiheit der Sozialpart- 
ner verträgt nach Ansicht ides Ausschusses keine 
staatlichen Eingriffe. Der Ausschuß würde es daher 
begrüßen, wenn die Tarifpartner die noch vorhan- 
denen Leichtlohngruppen abschaffen, wie dies be- 
reits in einigen Branchen und Tarifbezirken gesche- 
hen ist. Andererseits sieht der Ausschuß in der Ab- 
schaffung der Leichtlohngruppen nicht die Lösung 
des Problems, wenn danach Frauen weiterhin in die 
unteren Lohngruppen eingruppiert sind, weil ihre 
Arbeit als leicht und daher weniger wertig ange- 
sehen wird. Dadurch würde der mögliche Diskri- 
minierungstatbestand lediglich in eine andere Lohn- 
ebene angehoben. 

In diesem Zusammenhang verkennt der Ausschuß 
nicht die wirtschaftliche Situation der Unternehmen, 
die einer sofortigen Abschaffung der Leichtlohngrup- 
pen entgegenstehen kann. Dann müßte jedoch mit 
einer zügigen stufenweisen Anhebung der Entloh- 
nung dem Ziel entsprochen werden. 

Der Ausschuß bedauert, daß die schon im letzten 
Bericht von der Bundesregierung angekündigten Be- 
mühungen, zusammen mit den Tarifvertragsparteien 
eine größere Untersuchung in einigen Betrieben der- 
jenigen Wirtschaftszweige durchführen zu lassen, 
für die tarifvertragliche Leichtlohngruppen gelten, 
bisher noch keinen Erfolg gehabt haben. Wie im 
Bericht dargelegt und in der Antwort der Bundes- 
regierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Frau Eilers, Frau Schlei, Frau Dr. Lepsius, Dr. Nöl- 
ling, Rappe (Hildesheim), Frau Funcke, Frau Schu- 
chardt und Genossen und der Fraktionen der SPD 
und FDP — Drucksache 7/292 — die Gegenstand 
der Beratungen des Ausschusses war, noch näher 
ausgeführt, konnte bisher keine Einigung in der 
von Vertretern der Tarifvertragsparteien und des 
Bundesarbeitsministeriums gebildeten Kommission 
über die anzuwendende Untersuchungsmethode ge- 
funden werden. 

Der Ausschuß unterstützt weiterhin einmütig die 
Bemühungen der Bundesregierung, die beabsichtigte 
Untersuchung nach einer von beiden Tarifvertrags- 
parteien gebilligten Methode durchzuführen. Dies 
erscheint schon deshalb unerläßlich, um für beide 
Seiten überzeugungskräftige Ergebnisse zu erzielen. 

Nachdem eine erste vorgeschlagene Unter- 
suchungsmethode bei beiden Tarifvertragsparteien 
keine Zustimmung gefunden hatte, wurde eine neue 
Methode entwickelt. Sie wurde inzwischen in einem 


Großbetrieb der Süßwarenindustrie, für den tarifver- 
tragliche Leichtlohngruppen gelten, getestet, indem 
eine genaue Analyse einer begrenzten Zahl von 
Tätigkeiten vorgenommen wurde. Dabei wurde 
gleichzeitig der Arbeitswert der einzelnen Tätigkei- 
ten ermittelt. Die Auswertung dieser Testunter- 
suchung erfolgte durch eine Kommission, der Vertre- 
ter der Tarifvertragsparteien und des Bundesmini- 
steriums für Arbeit und Sozialordnung angehörten. 
Ihre Aufgabe war es, eine den ermittelten Arbeits- 
werten entsprechende Einstufung der Tätigkeiten in 
Lohngruppen vorzunehmen und das Ergebnis mit 
der tatsächlichen tarifvertraglichen Einstufung die- 
ser Tätigkeiten zu vergleichen. Dieser Vergleich 
sollte darüber Aufschluß geben, ob die tarifvertrag- 
liche Ausgestaltung der Leichtlohngruppen zu einer 
der ermittelten Arbeitswerten entspre^enden Ein- 
stufung führt oder ob sie Diskriminierungen mit 
sich bringt. 

Trotz intensiver Bemühungen ist es der Kommis- 
sion bisher nicht gelungen, zwischen den Tarifver- 
tragsparteien eine Übereinstimmung über eine den 
Arbeitswerten entsprechende Zuordnung der be- 
schrieibenen Tätigkeiten in die vorhandenen tarif- 
vertraglichen Lohngruppen zu erzielen. Der Grund 
hierfür liegt darin, daß beide Seiten — wie es auch 
bei Tarifvertrags Verhandlungen üblich ist — von 
unterschiedlichen tarif-, arbeitsmarkt- und sozial- 
politischen Erwägungen ausgehen. Daraus folgen 
unterschiedliche Zuordnungsmethoden. 

Die Anwendung der Zuordnungsmethode der 
Arbeitgeberseite würde im Ergebnis ihre Auffas- 
sung bestätigen, daß die Leichtlohngruppen nicht zu 
einer Diskriminierung der Frauen führen. Bei der 
Anwendung der Zuordnungsmethode der Arbeitneh- 
merseite würde sich dagegen eindeutig eine höhere 
Einstufung einiger der untersuchten Tätigkeiten — 
und zwar gerade der in den Leichtlohngruppen 
eingeordneten — ergeben. 

Es handelt sich hier damit um einen tarifpoliti- 
schen Dissens, der nicht ohne weiteres schlichtbar 
ist. Denn die von der Arbeitswissenschaft erarbei- 
teten Zuordnungsmethoden müssen von den Tarif- 
vertragsparteien in freier Selbstbestimmung — also 
im Rahmen der Tarif au tonomie — daraufhin über- 
prüft werden, ob und inwieweit sie Eingang in den 
Lohnfindungsprozeß finden sollen oder nicht. Des- 
halb erscheint es auch nicht wünschenswert, wenn 
sich die Bundesregierung für eine der beiden um- 
strittenen Zuordnungsmethoden oder für eine dritte 
Methode entscheiden würde. Sie würde damit eine 
Wahl treffen, die im Grunde allein den Tarifver- 
tragsparteien zukommt. 

Sollten diese Bemühungen eine von beiden Sei- 
ten anerkannten Zuordnungsmethode zu finden, 
weiterhin nicht zum Erfolg führen, ersucht der Aus- 
schuß die Bundesregierung, ihre Überlegungen wei- 
terzuführen, ob nicht aufgrund eines Enquete- 
gesetzes die beabsichtigte Untersuchung durchge- 
führt werden soll. Dabei verkennt der Ausschuß 
nicht, daß ohne eine gemeinsam von den Tarifver- 
tragsparteien anerkannte Methode auch die Durch- 
führung eines Enquetegesetzes besondere Schwie- 
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rigkeiten bereiten werde, zumal die Zuordnung der 
Arbeitnehmerinnen zu einer Lohngruppe wiederum 
Sache der Tarifvertragsparteien ist. 

Daher vertreten die Sprecher der Fraktionen ein- 
hellig 'die Ansicht, daß die Frage der Lohngleichheit 
zwischen Männern und Frauen trotz der 20 Jahre 
verfassungsrechtlich gebotenen Gleichberechtigung 
nach Artikel 3 Abs. 2 GG vordringlich ein Bewußt- 
seinsproblem geblieben sei. 

Einmütig stimmte der Ausschuß der vom Vertre- 
ter der Bundesregierung vorgetragenen Auffassung 
zu, ein unabhängiges Gutachten darüber erstellen 
zu lassen, was in der heutigen technisierten Indu- 
striegesellschaft als schwere oder leichte Arbeit ver- 
standen werden sollte. Es bestehe der Eindruck, daß 
die noch übliche Qualifizierung wissenschaftlich 


Bonn, den 3. Mai 1973 


nicht mehr mit den Erkenntnissen der Ergonomie, 
der Arbeitspsychologie und Arbeitsphysiologie ver- 
einbar sei. Es müsse klargestellt werden, inwieweit 
z. B. die Nervenanstrengung, der Streß, die Konzen- 
trationsfähigkeit im Verhältnis zur Muskelanstren- 
gung eine Qualifizierung als leicht oder schwer er- 
forderlich mache. Dieses bald zu erstellende Gut- 
achten, dessen Finanzierung nach Angaben der Bun- 
desregierung gesichert ist, sollte nach Meinung 
des Ausschusses mit Unterstützung des Bundestages 
in die öffentliche Meinung eingebracht werden, um 
so die Vorstellungen der Beteiligten im Sinne einer 
modernen und gerechteren Arbeitsbewertung zu be- 
einflussen. Hierdurch könnten ebenfalls qualitativ 
unterwertig entlohnte behinderte Arbeitnehmer eine 
ihrer Leistungsfähigkeit entsprechende Vergütung 
erhalten. 


Frau Schlei 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Bericht der Bundesregierung — Drucksache 7/90 — zur Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 14. März 1973 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Frau Schlei 

Vorsitzender Berichterstatter in 



